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Drucksache 1812 


Antrag 

der Abgeordneten Lücke, Jacobi, Dr. Will, Engell, Dr. Schild (Düsseldorf) 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Artikel 105 und 106 des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikels 79 Abs. 2 des Grundgesetzes 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Einziger Paragraph 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundes- 
gesetzbl. S. 1) wird wie folgt geändert: 

l.In Artikel 105 Abs. 2 Nr. 1 werden die 
Worte „der Wertzuwachssteuer“ gestrichen. 

2. Artikel 105 Abs. 2 erhält folgende Num- 
mer 4: 
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„4. die Steuern auf Wertsteigerungen durch 
Maßnahmen der städtebaulichen Pla- 
nung,“. 

3. Artikel 106 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Biersteuer, die Verkehrsteuern 
mit Ausnahme der Beförderungsteuer und 
Umsatzsteuer, die Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer, die Vermögensteuer, die 
Erbschaftsteuer, die Realsteuern, die 
Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungs- 
kreis sowie die in Artikel 105 Abs. 2 Nr. 4 
genannten Steuern fließen den Ländern 
und nach Maßgabe der Landesgesetzgebung 
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zu.“ 
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Begründung 


Der Teil VII des Bundesbaugesetzes sieht eine 
Regelung vor, durch die Planungsvorteile 
und -nachteile in bestimmtem Umfange aus- 
geglichen werden. Diese Wertausgleichsrege- 
lung ist immanenter Bestandteil des Bundes- 
baugesetzes. Erst durch ihn wird es ermög- 
licht, die Planung zu erleichtern, die Be- 
bauungspläne auf solche Gebiete zu beschrän- 
ken, die in absehbarer Zeit bebaut werden 
sollen, Spekulationsgewinne zu erschweren 
oder gar zu verhindern, die Problematik des 
Art. 14 wenigstens auf einem Teilgebiet zu 
entschärfen und die naturnotwendige un- 
gleiche Behandlung der einzelnen Grund- 
eigentümer durch die städtebauliche Planung 
wesentlich zu mildern. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem 
Rechtsgutachten vom 16. Juni 1954 die Kom- 
petenz des Bundes zu der vorgesehenen Re- 
gelung des Wertausgleichs verneint, da es sich 
bei der Seite des Wertausgleichs, durch die 
Wertsteigerungen in gewissem Umfange ab- 
geschöpft werden, um eine der Wertzuwachs- 
steuer verwandte Steuer mit örtlich beding- 
tem Wirkungskreise handele, eine derartige 
Steuer jedoch nach Art. 105 Abs. 2 Nr. 1 
GG ausschließlich der Gesetzgebungskompe- 
tenz der Länder unterliege. 


Aus sachlichen Gründen kann weder auf die 
Regelung des Wertausgleichs überhaupt, noch 
auf die Regelung durch den Bundesgesetz- 
geber verzichtet werden. Der Wertausgleich 
ist mit den einzelnen Teilen des Bundesbau- 
gesetzes so eng verbunden, daß es nicht mög- 
lich ist, die anderen Teile des Baugesetzes 
durch den Bundesgesetzgeber und den Wert- 
ausgleich durch den Landesgesetzgeber regeln 
zu lassen. Die Wahrung der Rechts- und 
Wirtschaftseinheit, insbesondere die Wahrung 
der Einheitlichkeit der Lebensweise innerhalb 
des Bundesgebiets, machen es unabweisbar 
erforderlich, daß der Wertausgleich einheit- 
lich im gesamten Gebiet der Bundesrepublik 
Geltung erlangt. Das aber kann nur durch 
eine bundesgesetzliche Regelung erreicht wer- 
den. Andernfalls würden die Länderparla- 
mente zu unterschiedlichen Regelungen kom- 
men oder gar auf die Lösung dieses Problems 
überhaupt verzichten. Die Folge könnte sein, 
daß in einem Land Spekulationsgewinne aus- 
geschlossen und in einem anderen möglich 
sind. 

Da das Bundesverfassungsgericht die Kom- 
petenz des Bundes verneint hat, die Regelung 
jedoch bundeseinheitlich erfolgen muß, bleibt 
als einziger Ausweg die Änderung der 
Art. 105, 106 GG. 
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